
WKD/StV, 11/2018 #9887 02.10.2019, 11:05 Uhr – hzo/sp –
s:/3d/wkd/Zeitschriften/StV/2019_11/wkd_stv_2019_11_Roemer.3d [S. 1/8] 2

StV 11 . 2019 I

Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur
Bek�mpfung der Unternehmenskriminalit�t
– ein Missverst�ndnis

Nun ist er da, der mit Spannung erwartete Referentenentwurf (RefE) des Bundesministe-
riums der Justiz und f�r Verbraucherschutz (BMJV).

Und schon gehen die Diskussionen �ber zahlreiche grundlegende Zweifelsfragen los. Brau-
chen wir �berhaupt ein solches Gesetz, obwohl die Annahme in der Entwurfsbegr�ndung,
die Verbandsgeldbuße nach § 30 OWiG sei »zur angemessenen Sanktionierung nicht hin-
reichend geeignet« (S. 53 RefE), h�chst zweifelhaft, jedenfalls aber nicht rechtstats�chlich
abgesichert ist? Man wird dar�ber diskutieren, ob eine Verbandsgeldsanktion von bis zu
10 % des Konzernumsatzes – wie es in der Entwurfsbegr�ndung heißt – »Ausdruck der
allgemeinen Gerechtigkeitserw�gung« sein kann (S. 84 RefE), obwohl jedem klar ist, dass
die Zeche bei Großunternehmen nie der »Schuldige« – wer das auch immer sein mag –
bezahlt, sondern der Aktion�r und am Ende der Verbraucher, also der einfache Steuer-
zahler. Immerhin kann dieser dann wieder mit den im Entwurf angestrebten »nicht quan-
tifizierbaren Mehreinnahmen der Staatskasse« (S. 70 RefE) entlastet werden.

Vor allem wird aber �ber das dem Referentenentwurf zugrundeliegende Anwalts- und
Verteidigerbild – oder besser: Zerrbild – diskutiert werden m�ssen. Irritierend ist, wenn es
in der Entwurfsbegr�ndung heißt, die Verbindung von verbandsinternen Untersuchungen
und Unternehmensverteidigung »schw�cht die Glaubw�rdigkeit der Ergebnisses ver-
bandsinterner Untersuchungen«, eine »funktionale Trennung« f�hre »zu einer erh�hten
Glaubw�rdigkeit«; dar�ber hinaus k�nne eine Trennung »auch der erste Schritt zu einer
ernsthaften Selbstreinigung des Verbandes und einem nachhaltigen Kulturwandel sein, da
nur ein unabh�ngiger Untersuchungsf�hrer zum Kern der aufzuarbeitenden Straftat vor-
dringen und hierbei auch eventuelle Verstrickungen der Firmenleitung ernsthaft in den
Blick nehmen kann« (S. 100 RefE). Ein solches Verteidigerbild ist grotesk und praxisfern.
Es bedarf keiner n�heren Darlegung, dass nat�rlich auch der Unternehmensanwalt den
verfahrensrelevanten Sachverhalt umfassend aufarbeitet und selbstverst�ndlich »zum Kern
der aufzuarbeitenden Straftat« und zu »Verstrickungen der Firmenleitung« vordringt. Das
ist seine Mandatspflicht. Auch der Hinweis, dass ausgelagerte Untersuchungen eine »er-
h�hte Glaubw�rdigkeit« gegen�ber den vom Unternehmensanwalt getroffenen Sachver-
haltsfeststellungen genießen, ist fragw�rdig. Er widerspricht im �brigen den Erfahrungen
der Praxis.

Das dem Referentenentwurf zugrundeliegende Bild anwaltlicher T�tigkeit ist offenbar von
einem tief sitzenden Misstrauen gegen die Lauterkeit und Unabh�ngigkeit des Unterneh-
mensverteidigers gepr�gt. Den neuen Vorschriften zur Beschlagnahme liegt die Annahme
zugrunde, dass Anw�lte h�ufig auch deshalb eingeschaltet werden, um bestimmte Gegen-
st�nde dem Zugriff der Strafverfolgungsbeh�rden zu entziehen und sie in ein »safehouse«
zu verbringen (S. 138 RefE). Dieses Misstrauen ist durch nichts gerechtfertigt, zumal schon
nach geltender Rechtslage Originalbeweismittel beim Unternehmensanwalt beschlag-
nahmef�hig sind.

Je intensiver und großfl�chiger der Staat das Strafrecht als Steuerungsinstrument einsetzt,
umso wichtiger ist es f�r die Balance der Kr�fte in unserem Rechtsstaat, dass der Strafver-
teidiger seine Beistandsfunktion im Interesse seines Mandanten beharrlich, entschieden
und kraftvoll wahrnimmt.
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